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Kreis Viersen 
 

550/2023 Öffentliche Zustellung einer Aberkennungsverfügung 

 
Gegen Lukasz Kwiatkowski, letzte bekannte Anschrift: Beckersweg 8, 5915 PB Venlo, jetziger 
Aufenthaltsort unbekannt, ist am 25.04.2023 ein  

Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 42/Al,  

ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung 
wird das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des 
Empfängers nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in 
Empfang genommen werden auf meiner Dienststelle in 

41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0131. 

 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 04.07.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Alberts 
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551/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 01.06.2023 
Aktenzeichen 03198188289/sie  

gegen 
 

Herrn 
Collin Christian Trines 

Schrames 19 
NL-5988 NR HELDEN 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Emp-
fänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 23.06.2023 
 
Im Auftrag 
 
Sieben 
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552/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 26.06.2023 
Aktenzeichen 03280504385/le  

gegen 
 

Herrn 
Vladzislav Prakapovich 

Jessnaja 3 
BY- DASCHNA 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0120 A für den Empfänger offen und kann dort vom 
Empfänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Im Auftrag 
 
Grätsch 
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553/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 27.06.2023 
Aktenzeichen 03280506000/grä  

gegen 
 

Herrn 
Karol Malesza 

Michiewiczq 13 
PL-62-720 BRUDZEW 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0120 a für den Empfänger offen und kann dort vom 
Empfänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 27.06.2023 
 
Im Auftrag 
 
Grätsch 
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554/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 28.06.2023 
Aktenzeichen 03280505705/lit  

gegen 
 

Herrn 
Florin Gliga 

Nr. 34 
RO- JUD. MS SAT IBANESTI-PADURE 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0110 für den Empfänger offen und kann dort vom Emp-
fänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 28.06.2023 
 
Im Auftrag 
 
Litzbarski 
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555/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 19.06.2023 
Aktenzeichen 03197928629/sie  

gegen 
 

Herrn 
Alaa Alyoranee 

Provinzialstraße 25 
53859 Niederkassel 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Emp-
fänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 28.06.2023 
 
Im Auftrag 
 
Sieben 
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556/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 13.03.2023 
Aktenzeichen 03241124958/sv  

gegen 
 

Herrn 
Kaloyan Tsvetanov Angelov 

Erik de Rodeweg 5 
NL-5975 WD HORST AN DE MAAS 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Emp-
fänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 03.07.2023 
 
Im Auftrag 
 
Sievers 
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557/2023 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 04.07.2023 
Aktenzeichen 03280506094/grä  

gegen 
 

Herrn 
Tomasz Kucol 

Bierzwnica 13/3 
PL-78-300 SWIDWIN 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0120 a für den Empfänger offen und kann dort vom 
Empfänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 04.07.2023 
 
Im Auftrag 
 
Grätsch 
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558/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Jan Jurrian Coes, letzte bekannte Anschrift: Veldstraat 36, 3881 JP Putten NL, jetziger Aufent-
haltsort unbekannt, ist am 19.04.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-80/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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559/2023 Öffentliche Zustellung einer Verwarnung 

 
Gegen Luc Franssen, letzte bekannte Anschrift: Burgemeester Maenenstraat 80, 6181 EC Elsloo  NL, 
jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 27.03.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-70/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 27.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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560/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Wouterus,Hendrikus,Cornelius Hamers, letzte bekannte Anschrift: Willem-Alexanderstraat 7, 
5502 VA Veldhoven, jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 06.04.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Bec-76/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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561/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung/Verwarnung 

 
Gegen Maciej,Aleksander Hoffmann, letzte bekannte Anschrift: Tönisvorster Straße 56, 41749 
Viersen, jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 16.06.2023 ein  

Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43-Meu-510/23,  

ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung 
wird das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des 
Empfängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in 
Empfang genommen werden auf meiner Dienststelle in 

41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 

 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 22.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Beckers 
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562/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Jos Mulders, letzte bekannte Anschrift: Sevenhovenstraat 31, 3412 KK Lopikerkapel NL, jetzi-
ger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 27.03.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-43/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
 
  



Nr. 19/2023 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 17 

563/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Arie Willem Alexander van Beek, letzte bekannte Anschrift: Witboomstraat 7, 4264 RT Veen 
NL, jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 08.05.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-93/23/NL  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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564/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Joost van Heerwaarden, letzte bekannte Anschrift: Rozendijk 11, 1791 PC Den Burg NL, jetzi-
ger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 08.05.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-96/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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565/2023 Öffentliche Zustellung einer Verwarnung 

 
Gegen Michel van Vugt, letzte bekannte Anschrift: Kerkstraat 27 b, 4286 BA Almkerk NL, jetziger 
Aufenthaltsort unbekannt, ist am 04.05.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-98/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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566/2023 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Pascal Verbeek, letzte bekannte Anschrift: Schutteboom 9, 6071 XL Swalmen NL, jetziger Auf-
enthaltsort unbekannt, ist am 25.04.2023 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/Meu-88/23/NL,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0125. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 26.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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567/2023 Feststellen des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung für 

den naturnahen Ausbau/ Renaturierung des Gewässers „Hammer Bach“ (Gew.-Nr. 

31.0) im Bereich Viersen durch den Wasser- und Bodenverband der Mittleren Niers 

 
Der Wasser- und Bodenverband der mittleren Niers beantragt mit Datum vom 13.03.2023 die Geneh-
migung des Gewässerausbaus für das Projekt „Renaturierung Hammer Bach“ in Bereich Rothweg in 
Viersen. 
Der Hammer Bach fließt vom Quellgebiet in der Bockerter Heide durch die Ortsteile Ober- und Un-
terbeberich, Hamm und Düpp und mündet nach einer Lauflänge von 6,7 km südlich der Krefelder 
Straße (L29) in die Niers. Im Laufe der Jahre wurde der Hammer Bach in seinem Lauf begradigt und 
technisch ausgebaut. 
Mit dem Projekt „Rothweg“ beabsichtigt der Wasser- und Bodenverband der Mittleren Niers, im Zuge 
der Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL), die Erreichung des guten öko-
logischen Potentials für einen Teilabschnitt des Hammer Bachs durch eine Gewässerausbaumaß-
nahme zur Renaturierung nachhaltig zu fördern. 
Die geplante Maßnahme umfasst einen ca. 85 m langen Abschnitt des Gewässers parallel an der Bo-
ckerter / Bebericher Straße. 
 
Es handelt sich dabei um ein Vorhaben der Nummer 13.18.2 Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG). Gemäß Spalte 2 der Anlage 1 UVPG ist hierfür eine standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen. Die standortbezogene Vorprüfung 
wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe wird geprüft, ob bei 
dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG auf-
geführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche 
Gegebenheiten vorliegen, so wird auf der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 auf-
geführten Kriterien geprüft, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 
Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.  
Die Feststellung, ob für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht oder nicht, erfolgte nach Beginn des Erlaubnisverfahrens auf der Grundlage der vom 
Vorhabenträger vorgelegten Unterlagen, Stellungnahmen der beteiligten Behörden sowie eigener In-
formationen. 
 
Bei meiner Vorprüfung waren nachstehende Kriterien maßgebend: 
 
Merkmale des Vorhabens 
Das Vorhaben besteht in der Renaturierung eines Teilstückes des Gewässers „Hammer Bach“ zur Er-
reichung des guten ökologischen Potentials welches dadurch nachhaltig gefördert werden soll. Da-
mit dient das Vorhaben der Umsetzung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie. 
 
Standort des Vorhabens 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb eines bebauten Bereiches und weist eine geringe Entfernung 
zur stark befahrenen Bebericher Straße auf. Die ökologische Empfindlichkeit des Gebietes ist in den 
anderen Berichten differenziert dargestellt. 
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Bei Einhaltung der beabsichtigten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wird eine erhebliche 
bzw. nachhaltige Beeinträchtigung der geschützten Teile von Natur und Landschaft ausgeschlossen; 
es wird eine Verbesserung im Hinblick auf die Entwicklungsziele prognostiziert. 
 
Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 
Mögliche erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter 
Boden: Durch das Vorhaben wird im Rahmen der Gewässerrenaturierung das Schutz-

gut Boden berührt. Ziel ist es, durch eine landwirtschaftliche Verwertung den 
Boden möglichst in seiner Funktionalität zu erhalten und weiterhin im Natur-
kreislauf zu belassen.  

Wasser: Durch die Renaturierung wird eine gewässerstrukturelle und ökologische Ver-
besserung des Hammer Bachs erwartet. 

Luft/Klima Während der Bauarbeiten wird es zu einer sehr geringen Erhöhung von 
Treibhausemissionen kommen. 

Tiere: Für das Vorhaben wird eine (mäßig artenreiche) landwirtschaftlich genutzte 
Grünfläche in Anspruch genommen. Unter Berücksichtigung der 
Vermeidungsmaßnahmen werden keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen erwartet. 

Pflanzen: Der Verlust des vorhandenen Lebensraumes wird durch die naturnahe 
Entwicklung des Hammer Bachs sowie die Entwicklung einer Sekundäraue 
kompensiert. 

Landschaft:                 Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. 
Mensch: Temporär werden Abgase sowie Lärm durch Baufahrzeuge durch den 

Baustellenbetrieb auftreten. 
 
Die Wirkungsintensität des Eingriffs wird insgesamt bei sachgemäßer Durchführung der Arbeiten als 
gering eingestuft.  
Die erforderlichen Nebenbestimmungen werden in die zu erteilende wasserrechtliche 
Plangenehmigung aufgenommen.  
Nach meiner Einschätzung, aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 
3 zum UVPG aufgeführten Kriterien, ist mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das 
Vorhaben nicht zu rechnen. 
Gemäß § 5 Absatz 2 UVPG stelle ich fest und gebe bekannt, dass für das beantragte Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 
Die Entscheidung ist gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Die dieser Entscheidung 
zugrundeliegenden Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der 
Telefonnummer 02162/39-1278 während der Dienstzeiten im Amt für Umweltschutz der 
Kreisverwaltung Viersen, Abteilung Wasser, Zimmer 2339, Rathausmarkt 3, 41747 Viersen, 
eingesehen werden.  
 
Rechtsgrundlagen 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts – Wasserhaushaltsgesetz (WHG) – vom 31.07.2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I S. 3901) 
Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen – Landeswassergesetz (LWG) – vom 25.06.1995 (GV 
NW S. 926/SGV.NRW 77), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW. 
S. 559) 
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.03.2021 
(BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I 
S. 4147) 
Gesetz zum Schutz und Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutzgesetz 
–DSchG NRW) vom 11.03.1980 (GV. NW. 1980 S. 226, ber. S. 716), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934)    
 
 
Viersen, den 27.06.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Dr. Steinweg 
 
  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15955&vd_back=N934&sg=0&menu=1
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568/2023 Haushaltssatzung des Kreises Viersen 

für das Haushaltsjahr 2023 

 
Aufgrund der §§ 53 ff der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 490), in Verbindung mit §§ 78 ff der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) hat der Kreistag mit Beschluss vom 30.03.2023 folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises Vier-
sen voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Ein-
zahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird  

im Ergebnisplan mit  

 Gesamtbetrag der Erträge auf 474.576.487 EUR 

 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  480.178.639 EUR 

im Finanzplan mit  

 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  448.216.582 EUR 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
auf  454.907.743 EUR 

 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 14.673.413 EUR 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 64.777.183 EUR 

 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 38.500.000 EUR 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 3.057.000 EUR 

festgesetzt. 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 38.500.000 
EUR 
festgesetzt. 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 91.061.500 EUR festgesetzt. 
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§ 4 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im 
Ergebnisplan wird auf 5.602.152 EUR festgesetzt. 

 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf 20.000.000 EUR festgesetzt. 

 
§ 6 

(1) Der Hebesatz der Kreisumlage wird auf 34,2 v.H. der für das Haushaltsjahr geltenden Umlage-
grundlagen der kreisangehörigen Gemeinden festgesetzt. 

(2) Zur Deckung der Aufwendungen, die dem Kreis infolge der Mitgliedschaft im Verkehrsverbund 
entstehen, wird die ausschließliche Belastung (Mehrbelastung) für die kreisangehörigen Gemein-
den 

Brüggen auf 2,42190 v.H. 

Grefrath auf 2,54390 v.H. 

Kempen auf 1,91460 v.H. 

Nettetal auf 1,96410 v.H. 

Niederkrüchten auf 3,21030 v.H. 

Schwalmtal auf 2,33060 v.H. 

Tönisvorst auf 1,78620 v.H. 

Viersen auf 0,04360 v.H. 

Willich auf 2,44650 v.H. 

der für das Haushaltsjahr geltenden Umlagegrundlagen festgesetzt. 

(3) Zur Deckung der Kosten, die durch die Aufgabe des Jugendamtes verursacht werden, wird die 
ausschließliche Belastung (Mehrbelastung) für die kreisangehörigen Gemeinden ohne die Städte 
Kempen, Nettetal, Viersen und Willich auf 31,15 v.H. der für das jeweilige Haushaltsjahr geltenden 
Umlagegrundlagen festgesetzt. 

(4) Kreisumlage und Mehrbelastungen sind in Monatsbeträgen jeweils am 20. eines jeden Monats 
fällig. 

 

§ 7 

Für die Bewirtschaftung des Haushaltes gelten die Regeln, denen der Kreistag in der Sitzung am 
24.09.2009 (TOP 2) zugestimmt hat. Die Bewirtschaftungsregeln sind im Vorbericht abgedruckt. 
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§ 8 

(1) Die im Stellenplan mit einem ku-Vermerk versehenen Stellen sind bei Freiwerden in Stellen des 
angegebenen Wertes umzuwandeln; die mit einem kw-Vermerk versehenen Stellen fallen bei Eintritt 
der Voraussetzungen weg. 
 
(2) Soweit im Laufe eines Haushaltsjahres frei werdende und besetzbare Stellen sowohl von Beamten 
als auch von tariflich Beschäftigten verwaltet werden können, dürfen vorübergehend Stellen für Be-
amte mit vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen für tariflich Beschäftigte mit vergleichba-
ren Beamten besetzt werden. Für das folgende Haushaltsjahr ist der Stellenplan entsprechend anzu-
passen. 
 
  
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO i.V.m. § 53 
der Kreisordnung der Bezirksregierung in Düsseldorf mit Schreiben vom 26.04.2023 angezeigt wor-
den.  
Die nach § 56 Abs. 2 und 4 KrO erforderliche Genehmigung zu § 6 der Haushaltssatzung wurde mit 
Verfügung vom 22.06.2023 erteilt. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 06.07.2023 bis 31.12.2023 im Gebäude der Kreisver-
waltung in Viersen, Rathausmarkt 3, Zimmer 2301 öffentlich aus und ist unter der Adresse www.kreis-
viersen.de im Internet verfügbar. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung beim Zustandekommen die-
ser Satzung kann nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei eine verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Viersen, den 27.06.2023 
 
Gez. Schabrich 
Kreisdirektor 
 
 
 

http://www.kreis-viersen.de/
http://www.kreis-viersen.de/
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Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehend unter 1. aufgeführten Haushaltssatzung des Krei-
ses Viersen für das Haushaltsjahr 2023 mit dem Beschluss des Kreistages vom 30.03.3023 (TOP 1.9) 
übereinstimmt. 
§ 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 26.8.1999 (GV NW S. 516) zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 5. November 2015 (GV. NRW. S. 741) sind beachtet worden. 
 
 
Viersen, den 27.06.2023 
 
Gez. Schabrich 
Kreisdirektor 

 
 
  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15317&vd_back=N741&sg=0&menu=0
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569/2023 Allgemeinverfügung zur Untersagung von Wasserentnahmen aus 

oberiridischen Gewässern auf dem Gebiet des Kreises Viersen 

 
Der Landrat des Kreises Viersen als Untere Wasserbehörde erlässt auf der Grundlage des § 100 Abs. 1 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 18 Abs. 1 WHG i.V.m. § 20 Landeswassergesetz (LWG NRW) 
i.V.m. § 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW), jeweils in 
der derzeit gültigen Fassung, folgende   
 

Allgemeinverfügung:  
 

1. Der erlaubnisfreie Gemeingebrauch oberirdischer Gewässer wird wie folgt beschränkt: Die 
Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern im gesamten Gebiet des Kreises 
Viersen wird untersagt. Ausgenommen sind das Tränken von Vieh und das Schöpfen mit 
Handgefäßen.   
 

2. Der erlaubnisfreie Eigentümer- und Anliegergebrauch oberirdischer Gewässer wird wie folgt 
beschränkt: Die Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern im gesamten Gebiet 
des Kreises Viersen wird untersagt. Ausgenommen sind das Tränken von Vieh und das 
Schöpfen mit Handgefäßen.  
 

3. Die Untersagung gilt auch für die Inhaber einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme 
von Wasser aus oberirdischen Gewässern im gesamten Gebiet des Kreises Viersen. Die 
wasserrechtlichen Erlaubnisse, die eine Entnahme von Wasser aus einem oberirdischen 
Gewässer zulassen, werden befristet bis zum Außerkrafttreten dieser Allgemeinverfügung 
widerrufen.   
 

4. Die Untere Wasserbehörde kann auf Antrag eine widerrufliche Ausnahme erteilen, wenn 
überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern oder die Untersagung 
im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt.   
 

5. Die sofortige Vollziehung der Nrn. 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet. 
 

6. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung. Sie tritt 
mit Ablauf des 31.10.2023 außer Kraft.   

 
 

Begründung: 
 
Ermächtigungsgrundlage für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sind §§ 18 Abs. 1, 100 Abs. 1 
WHG i.V.m. §§ 20, 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwVfG NRW.  Gemäß § 100 Abs. 1 WHG ist es 
Aufgabe der Gewässeraufsicht, Gewässer sowie die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtungen zu überwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften des 
Wasserhaushaltsgesetzes, nach auf dem Wasserhaushaltsgesetz gestützten Rechtsverordnungen 
oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen. Sie ordnet nach pflichtgemäßem Ermessen die 
Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts 
zu vermeiden oder zu beseitigen.   
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Die Zuständigkeit der Unteren Wasserbehörde ergibt sich aus §§ 100 Abs.1 S. 2 WHG vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I Seite 2585), §§ 93 Abs. 1, 114 Abs. 3, 115 und 117. 
 
Abs. 2 LWG NRW vom 25.06.1995 in der Fassung vom 17.12.2021 (GV NW S. 1470) in Verbindung 
mit der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 01.02.2022 (GV NW Seite 122).   
 
Das zuständige Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat mit Erlass vom 01.08.2022 die Zuständigkeit zum Erlass einer Allgemeinverfügung zur Regulierung 
des Gemein-, Eigentümer- und Anliegergebrauchs für die Gewässer 2. Ordnung auf dem Gebiet des 
Kreises Viersen gem. § 117 Abs. 2 Nr. 1 LWG NRW von der Bezirksregierung Düsseldorf auf den Kreis 
Viersen übertragen. 
 
Aufgrund der teilweise weit unterdurchschnittlichen Niederschlagsmengen der letzten Jahre, hat sich 
die Situation im Kreis Viersen trotz der niederschlagsreichen ersten vier Monate des Jahres nicht 
verbessert. Die jetzt vier Wochen mit sehr geringen Niederschlagsmengen zeigen, dass sich das 
gesamte Gewässersystem, Grundwasser und Oberflächengewässer, noch nicht erholt hat und bereits 
wieder niedrige Wasserstände in den Oberflächengewässern zu verzeichnen sind. Es ist daher zu 
besorgen, dass der für Fische, Kleinstlebewesen und Pflanzen lebensnotwendige Wasserabfluss in 
Kürze nicht mehr flächendeckend gewährleistet werden kann.   
 
Eine signifikante Änderung der momentanen Witterungslage kann derzeit nicht angenommen 
werden.  Der Deutsche Wetterdienst prognostiziert derzeit weiterhin Trockenheit. Die geringen 
Abflussmengen gefährden den Wasserhaushalt in Menge und Güte sowie Flora und Fauna der 
oberirdischen Gewässer. Bei anhaltenden niedrigen Wasserständen oder einem weiteren Absinken 
der Wasserstände ist eine weitere Verschlechterung der ökologischen und chemischen 
Gewässerzustände und somit eine nachhaltige Schädigung des Gewässerökosystems zu erwarten. 
Die natürliche Selbstreinigungskraft der Gewässer ist durch die niedrigen Wasserstände und die 
damit verbundene Reduzierung der Sauerstoffzufuhr bei steigender Wassertemperatur erheblich 
beeinträchtigt. Somit ist die für die Zielerreichung des § 6 Abs. 1 WHG und der §§ 27 bis 31 WHG 
erforderliche Abflussmenge gefährdet. Die Entnahme von Wasser aus Gewässern verstärkt diese 
Gefahr zusätzlich.   
 
Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Ordnung des Wasserhaushalts und des 
Schutzes der Natur ist eine Beschränkung des Gemeingebrauchs erforderlich. Die angeordnete 
Untersagung des Gemeingebrauchs, des Eigentümer-  und Anliegergebrauchs und der Widerruf der 
erteilten Erlaubnisse zur Wasserentnahme ist geeignet, die oberirdischen Gewässer vor weiteren 
Störungen durch eine Verringerung der Wasserführung zu schützen und eine Verschlechterung der 
durch die langanhaltende Trockenheit kritischen Gewässerzustände zu vermeiden und damit die Tier- 
und Pflanzenwelt in den Gewässern vor Schaden zu bewahren. Die Untersagung bezweckt ferner, 
vorsorglich die Lebensgrundlage Wasser sowie wasserökologische Belange zu schützen und zu 
erhalten. Sie ist ein geeignetes Mittel zur Absicherung der ökologischen sowie wassermengen- und 
wassergütewirtschaftlichen Anforderungen. Das wirtschaftliche oder persönliche Interesse der 
Anlieger, Hinterlieger und anderer Gewässernutzer an einer im Rahmen der Gesetze zulässigen, 
unbeschränkten Gewässerbenutzung und das Interesse der Wasserrechtsinhaber an einer 
unbeschränkten Ausübung ihrer erlaubten Wasserentnahme haben in diesem Fall hinter dem 
öffentlichen Interesse an der ökologischen Funktionsfähigkeit der Gewässer und dem Schutz der 
Natur zurückzustehen. Ein milderes Mittel zur Erreichung des angestrebten Gewässerschutzes ist 



Nr. 19/2023 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 30 

nicht ersichtlich. Die angeordnete Maßnahme steht in einem angemessenen Verhältnis zum 
angestrebten Erfolg.   
 
Zu 1:   
 
Die zuständige Behörde kann den erlaubnisfreien Gemeingebrauch an oberirdischen Gewässern gem. 
§ 25 WHG i.V.m. § 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW nach § 20 LWG NRW regeln, beschränken oder 
verbieten, um zu verhindern, dass andere beeinträchtigt werden, schädliche 
Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt wird. Aus oben erkennbaren Gründen sind die 
wasserrechtlichen Voraussetzungen für die Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern im 
Rahmen des erlaubnisfreien Gemeingebrauchs außerhalb der Ausnahmen des Tränkens von Vieh und 
des Schöpfens mit Handgefäßen nicht mehr gegeben.  
 
Zu 2: 
 
Ferner kann die zuständige Behörde den erlaubnisfreien Eigentümer- und Anlieger- gebrauch 
oberirdischer Gewässer gem. § 26 WHG nach § 21 LWG NRW durch Verwaltungsakt regeln und 
beschränken, um zu verhindern, dass andere beeinträchtigt werden, schädliche 
Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts erheblich 
oder nachhaltig beeinträchtigt wird. Aus oben erkennbaren Gründen sind die wasserrechtlichen 
Voraussetzungen für die Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern im Rahmen des 
erlaubnisfreien Eigentümer- und Anliegergebrauchs außerhalb der Ausnahmen des Tränkens von 
Vieh und des Schöpfens mit Handgefäßen nicht mehr gegeben.   
 
Zu 3:   
 
Wasserentnahmen, die über den erlaubnisfreien Gebrauch hinausreichen, bedürfen gemäß § 8 
WHG einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Erteilte wasserrechtliche Erlaubnisse zur Entnahme von 
Wasser aus oberirdischen Gewässern können unter anderem bei einer geringen Abflussmenge 
und einer Gefährdung der Mindestwasserführung gem. §§ 18 Abs. 1, 100 Abs. 1 WHG widerrufen 
werden. Das Entnehmen von Wasser aus einem oberirdischen Gewässer ist generell auch nur zulässig, 
wenn die allgemeinen Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung eingehalten werden. Die 
erwartbaren kritischen Gewässerzustände machen ein Verbot zur Entnahme erforderlich, lediglich 
eine Beschränkung der Entnahme reicht nicht aus. Grundsätzlich gewährt eine erteilte Erlaubnis 
nach § 8 WHG kein Recht auf uneingeschränkte Benutzung und ist entsprechend § 18 Abs. 1 WHG 
kraft Gesetz widerruflich. Die unter Nr. 2 ausgesprochene Untersagung gilt über diese 
Allgemeinverfügung unmittelbar und ersetzt einen Widerruf im Einzelfall.   
 
Zu 4:   
 
Durch die Regelung in Nr. 3 ist es möglich, in begründeten Einzelfällen Ausnahmen von den 
Regelungen in Nrn. 1 und 2 zuzulassen.   
 
Zu 5:   
 
Eine Klage gegen die Nrn. 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung hat durch die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende 
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Wirkung. Das bedeutet, dass selbst bei fristgerechter Einreichung der Klage die unter Nrn. 1 und 2 
genannten Forderungen befolgt werden müssen.   
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im öffentlichen Interesse im Sinne des § 80 Abs. 2 
Nr. 4 VwGO. Es ist nicht vertretbar, dass durch die Einlegung von Rechtsmitteln bestehende 
Wasserentnahmen fortgesetzt werden können und dadurch die Gewässersituation weiter 
verschlechtert wird. Durch weitere Entnahmen wäre die Aufrechterhaltung der notwendigen 
Abflussmenge zur Sicherstellung einer Mindestwasserführung zusätzlich erschwert.   
 
Zu 6:   
 
Nach § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW gilt die Allgemeinverfügung ab dem Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung als bekanntgegeben.    
 
Die Verfügung wird zunächst bis zum 31.10.2023 beschränkt. Sollte sich an den Abflussverhältnissen 
der Gewässer und an der Wetterlage bis dahin nichts geändert haben, ist vorgesehen, den 
Geltungszeitraum zu verlängern.   
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor dem 
Verwaltungsgericht in Düsseldorf erhoben werden. Die Anschrift lautet: Verwaltungsgericht 
Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf. Die Klage 
kann schriftlich beim Verwaltungsgericht eingereicht oder zu Protokoll der Urkundsbeamtin bzw. des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, erklärt werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht 
werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen 
Rahmenbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 
24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als 
elektronisches Dokument übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach 
der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 
4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. 
 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht 
möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung 
mittels Schriftform oder zu Protokoll der Urkundsbeamtin bzw. des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder 
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unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument 
nachzureichen. 
 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) 
in geltender Fassung wird die sofortige Vollziehung angeordnet.  Aufgrund der Anordnung der 
sofortigen Vollziehung muss dieser Verfügung auch dann nachkommen werden, wenn Klage 
erhoben wird. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionstraße 39, die 
aufschiebende Wirkung der Klage ganz oder teilweise wiederherstellen.   
 
Hinweise:   
 
1. Nach § 41 Abs. 4 S. 2 VwVfG NRW ist in der ortsüblichen Bekanntmachung anzugeben, wo der 
Verwaltungsakt und seine Begründung eingesehen werden können.   
 
Die Allgemeinverfügung liegt im Kreishaus des Kreises Viersen, Rathausmarkt 3, 41747 Viersen, im 
Amt für Technischen Umweltschutz während der Dienststunden in der Zeit von montags bis freitags 
von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr zur Einsichtnahme öffentlich aus. Darüber hinaus kann die 
Allgemeinverfügung auch auf der Internetseite des Kreises Viersen eingesehen werden.   
 
2. Die Einhaltung der Untersagung der Wasserentnahme wird überwacht. Auf die 
Bußgeldvorschrift des § 103 Abs. 1 Nr. 1 WHG wird hingewiesen. Eine Zuwiderhandlung gegen diese 
Allgemeinverfügung kann mit einer Geldbuße von bis zu 50.000,- € geahndet werden.    
 
Viersen, den 04.07.2023 
Kreis Viersen   
 
 
 
Der Kreisdirektor 
Gez. Schabrich 
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Burggemeinde Brüggen 
 

570/2023 Aufhebung Außenbereichssatzung „Deichweg“ 

 
Satzung 
der Burggemeinde Brüggen 
 
über Aufhebung der Außenbereichssatzung „Deichweg“ gemäß § 35 Abs. 6 BauGB vom 22.06.2023  
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666/SGV NRW 2023) in Verbindung mit 
§ 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Brüggen in seiner Sitzung 
am 20.06.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 
Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst den Geltungsbereich der Außenbereichssat-
zung „Deichweg“ in der Gemarkung Brüggen, Flur 12, und Flur 14. Er ist in dem nachstehend abge-
druckten Kartenausschnitt durch Umrandung kenntlich gemacht.  
 
Kartenausschnitt 
 

 
 
 
 
 
 
 

© Land NRW (2023)
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§ 2 
Bestandteile der Satzung 
 
Die Aufhebungssatzung besteht aus der Übersichtskarte sowie der Begründung mit Umweltbericht. 
 
§ 3 
Außerkrafttreten der Außenbereichssatzung 
 
Mit Inkrafttreten der Aufhebungssatzung zur Außenbereichssatzung wird die am 25.02.2003 be-
schlossene und am 26.09.2003 durch Bekanntmachung in Kraft getretene Außenbereichssatzung 
„Deichweg“ bestehend aus der Außenbereichssatzung und Begründung vollständig aufgehoben. 
 
§ 4  
Inkrafttreten der Aufhebungssatzung 
 
Die Aufhebungssatzung zur Außenbereichssatzung „Deichweg“ tritt gemäß § 10 Abs. 1 BauGB mit 
dem Tag der ortsüblichen Bekanntmachung des Aufhebungsbeschlusses in Kraft.   
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Aufhebung der Außenbereichssatzung „Deichweg“ gemäß § 35 Abs. 
6 BauGB vom 22.06.2023 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Burggemeinde Brüggen vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Brüggen, den 22.06.2023 
 
gez. 
 
Frank Gellen 
Bürgermeister 
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Gemeinde Grefrath 
 

571/2023 Bekanntmachung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath 

über die Aufstellung der Vorschlagsliste zur Wahl der Schöffinnen und Schöffen für 

die Amtszeit vom 01.01.2024 - 31.12.2028 

 
Der Rat der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath hat in seiner Sitzung am 20. Juni 2023 die Vor-
schlagsliste zur Wahl der Schöffinnen und Schöffen für die Amtszeit vom 01.01.2024 bis 31.12.2028 
beschlossen.  
 
Die Vorschlagsliste ist in der Gemeinde gemäß § 36 Abs. 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) 
eine Woche lang zu jedermanns Einsicht auszulegen. Die Vorschlagsliste der Sport- und Freizeitge-
meinde Grefrath liegt in der Zeit vom 10.07.2023 bis 17.07.2023 im Rathaus Grefrath, Mülhausener 
Straße 6, OG, Zimmer 3, während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Gegen diese Vorschlagsliste kann binnen einer Woche, gerechnet vom Ende der Auslegungsfrist, 
schriftlich oder zu Protokoll beim Bürgermeister der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath, Rathaus 
Grefrath, Mülhausener Straße 6, OG, Zimmer 3, Einspruch erhoben werden. 
 
Ein Einspruch kann gemäß § 37 Gerichtsverfassungsgesetz nur damit begründet werden, dass in die 
Liste Personen aufgenommen wurden, die gemäß § 32 GVG nicht aufgenommen werden durften oder 
nach den §§ 33 und 34 GVG nicht aufgenommen werden sollten. 
 
Ferner können in die Vorschlagsliste aufgenommene Personen unter den Voraussetzungen des § 35 
GVG die Berufung zum Amt eines Schöffen ablehnen. 
 
Grefrath, den 22. Juni 2023 
Der Bürgermeister 
 
gez. Schumeckers 
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572/2023 Ordnungsbehördliche Verordnung vom 20.06.2023 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen im Ortsteil Grefrath, „Bezirk Mitte“, der 

Gemeinde Grefrath 

 
Auf der Grundlage von § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. November 2006 und der §§ 25 ff. des Ordnungsbehördengeset-
zes (OBG) vom 13. Mai 1980 in den zurzeit gültigen Fassungen erlässt der Rat der Gemeinde Grefrath 
für die Gemeinde Grefrath als örtliche Ordnungsbehörde die folgende ordnungsbehördliche Verord-
nung: 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

Die Freigabeentscheidung gemäß § 2 gilt für die Verkaufsstellen im „Bezirk Mitte“ des Ortsteils Gre-
frath der Gemeinde Grefrath gemäß Lageplan (Anlage). Sie gilt nicht für den „Bezirk Grefrath-Süd“, 
der durch Ratsbeschluss vom 07.09.2015 gebildet und die zwischen ehemaliger Bahntrasse und der 
Bundesstraße B 509 liegenden Einzelhandelsgeschäfte umfasst.  

 
§ 2 

Datum und Uhrzeit der Freigabe von Verkaufsstellen  
Am folgenden Sonntagen anlässlich folgender Veranstaltungen dürfen in der Zeit von 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr die Verkaufsstellen im Sinne von § 3 LÖG NRW öffnen, wozu insbesondere Ladengeschäfte 
aller Art, Apotheken und Tankstellen gehören: 
▪ „City-Fest“ am 2. Sonntag im Mai 
▪ „Vereinsbaumfest“ am letzten Sonntag im September 
▪ „Grefrather Weihnachtszauber“ am 1. Adventssonntag 
 

§ 3 
Bußgeldvorschriften  

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen §§ 1 und 2 dieser Verord-
nung Verkaufsstellen außerhalb des festgesetzten Bezirks “Grefrath-Mitte“ oder der erlaub-
ten Öffnungszeiten offenhält oder andere als die zugelassenen Waren verkauft. 

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 LÖG NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet 
werden. 

 
§ 4  

Bekanntmachung und Geltungsdauer 
Diese Verordnung wird mit Bekanntgabe im Amtsblatt für den Kreis Viersen wirksam. Sie gilt jeweils 
für die in § 2 bestimmten Sonntage im Jahresverlauf.  

 
Grefrath, 20.06.2023 
 
 



Nr. 19/2023 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 37 

Gemeinde Grefrath 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
gez. Schumeckers  
Bürgermeister 
 
Anlage:  
Bezirk Grefrath Mitte 
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573/2023 Haushaltssatzung der Gemeinde Grefrath für das Haushaltsjahr 2023 

 
Haushaltssatzung 

der Gemeinde Grefrath 
für das Haushaltsjahr 2023 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der 
Gemeinde Grefrath mit Beschluss vom 28.03.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlun-
gen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
  
im Ergebnisplan mit  
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 37.172.592 € 
davon ordentliche Erträge 36.366.926 € 
davon Finanzerträge 2.000 € 
davon außerordentliche Erträge 
 

803.666 € 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 38.600.444 € 
davon ordentliche Aufwendungen 37.692.424 € 
davon Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 908.020 € 
  
im Finanzplan mit  
  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
laufenden Verwaltungstätigkeit auf 

 
32.592.430 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Ver-
waltungstätigkeit auf 

 
34.467.220 € 

  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Investitionstätigkeit auf 

 
11.279.265 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der Investitionstätigkeit auf 

 
15.920.750 € 

  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf 

 
5.441.485 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf 

 
1.390.000 € 

  festgesetzt. 
 

§ 2 
  
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für   
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Investitionen erforderlich ist, wird auf 5.441.485 € 

  festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionszahlungen in 
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf        
         7.620.000 € für 2024 
         2.500.000 € für 2025 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Jahresfehlbetrag wird durch die Ausgleichsrücklage gedeckt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen,   
wird auf         10.700.000 €  
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer                                                                                   
         1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
              (Grundsteuer A) auf                                  280 v.H. 

1.2  für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf                                                      490 v.H. 
 

2. Gewerbesteuer auf                          455 v.H. 
 
 

§ 7 
 

Zur flexiblen Haushaltsführung wird Folgendes bestimmt:  
 
Der Haushalt der Gemeinde Grefrath ist produktorientiert gegliedert. In einer separaten Darstellung 
sind die Produkte nach Verantwortungsbereichen (Ämter) zu Budgets zusammengefasst.  
In den gebildeten Budgets sind die Gesamtsummen der Erträge und Aufwendungen bzw. der Einzah-
lungen und Auszahlungen der einzelnen Produkte für die Haushaltsführung verbindlich. Analog gilt 
dieses für Investitionsein- bzw. -auszahlungen mit Ausnahme der zweckgebundenen Ein- und Auszah-
lungen.  
Alle Erträge und Aufwendungen bzw. Ein- und Auszahlungen innerhalb eines Budgets sind gegenseitig 
deckungsfähig. Zur gegenseitigen Deckung dürfen nicht herangezogen werden:  
 

- nicht zahlungswirksame Aufwendungen und Erträge (z.B. Abschreibungen / interne 
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Leistungsverrechnung) 
- Aufwendungen für geringwertige Vermögensgegenstände 
- Zweckgebundene Erträge / Aufwendungen bzw. Ein- / Auszahlungen 
- Aufwendungen und Erträge bzw. Aus- und Einzahlungen für Personal- und Versorgungs-

aufwendungen 
- Aufwendungen und Erträge bzw. Aus- und Einzahlungen für das produktübergreifende 

Budget Geschäftsaufwendungen. 
 
Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Minderung des Saldos aus laufender Verwal-
tungstätigkeit führen. Budgetübergreifend sind alle Personal- und Versorgungsaufwendungen/-aus-
zahlungen gegenseitig deckungsfähig.  
 
 

§ 8 
 
Die im Stellenplan mit dem Vermerk „ku“ (künftig umzuwandeln) versehenen Stellen sind nach dem 
Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber(innen) umzuwandeln; die mit einem Vermerk „kw“ (künftig 
wegfallend) versehenen Stellen fallen bei Eintritt der Voraussetzungen weg. 
 
 

§ 9 
 
Zur flexiblen Ausführung des Haushaltsplans wird Folgendes bestimmt: 
 
(1) Ein Jahresfehlbetrag im Sinne des § 81 Abs. 2 Nr. 1 GO NRW (Nachtragssatzung) ist erheblich, 
wenn er 3 v. H. des in § 1 dieser Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbetrages der Aufwendungen 
übersteigt. 
(2) Nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzelnen Haushalts-
positionen nach§ 81 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW (Nachtragssatzung) haben einen im Verhältnis zu den Ge-
samtaufwendungen/-auszahlungen erheblichen Umfang, wenn sie 1,5 v. H. des in § 1 dieser Haus-
haltssatzung festgesetzten Gesamtbetrages der Aufwendungen übersteigen. 
(3) Investitionen und Instandsetzungen an Bauten im Sinne des § 81 Abs. 3 Nr. 1 GO NRW (Nachtrags-
satzung) sind geringfügig bis zu einem Betrag von 50.000 €. 
(4) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW 
sind erheblich ab einem Betrag von mehr als 25.000 €. 
Diese Grenze gilt auch für Verpflichtungsermächtigungen im Sinne des § 83 Abs. 4 GO NRW über 
die der Gemeindekämmerer bis zu einem Betrag von 25.000 € entscheidet. 
 
Grefrath, den 16.05.2023 
Gemeinde Grefrath 
Der Bürgermeister 
 
gez.  
Schumeckers 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem 
Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Viersen mit Schreiben vom 16.05.2023 angezeigt 
worden. Mit Schreiben vom 21.06.2023 hat der Landrat die Haushaltssatzung zur Kenntnis genom-
men. Die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und seinen Anlagen werden ab sofort bis zum Ende der 
Auslegung des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2023 gem. § 80 Abs. 6 GO NRW zur Einsicht-
nahme im Rathaus Grefrath, Zimmer 105, Mülhausener Straße 6, 47929 Grefrath innerhalb der fol-
genden Zeiten verfügbar gehalten: 
 
montags - freitags (außer mittwochs)  8.30 Uhr - 12.30 Uhr 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO 
NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt worden und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
 

Grefrath, den 25.06.2023 
Gemeinde Grefrath 
Der Bürgermeister 
 
gez.  
Schumeckers 
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574/2023 Widmung von Gemeindestraßen 

 
Der Rat der Gemeinde Grefrath hat in seiner Sitzung am 20.06.2023 folgende Widmungsverfügung 
erlassen: 
Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NRW S.1028) in der zurzeit geltenden Fassung 
wird folgende Widmungsverfügung erlassen: 
Die nachstehend aufgeführten Straßenflächen werden nach Bekanntmachung mit sofortiger Wirkung 
als öffentliche Straßen gewidmet und als Gemeindestraßen im Sinne des § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW 
eingestuft: 
 

1) Bleichweg (Teilstück von Haus Nr. 1-5), Gemarkung Grefrath, Flur 41, Flurstück 45 tlw. als 
Gemeindestraße  

2) Funkendyk, Gemarkung Grefrath, Flur 39, Flurstücke 721, 233, 243, 214, 219, 224 als Ge-
meindestraße 

3) Erlenstraße, Gemarkung Grefrath, Flur 39, Flurstück 686 tlw. als verkehrsberuhigte, niveau-
gleich ausgebaute Mischverkehrsfläche; Flurstück 686 tlw. als Geh/Radweg 

4) Wiesenstraße, Gemarkung Grefrath, Flur 39, Flurstück 282 als verkehrsberuhigte, niveau-
gleich ausgebaute Mischverkehrsfläche 

5) Eichenstraße, Gemarkung Grefrath, Flur 39, Flurstücke 299, 325 tlw., 304 als verkehrsberu-
higte, niveaugleich ausgebaute Mischverkehrsfläche und die Flurstücke 294, 325 tlw., 313 als 
Geh/Radweg 

6) Steckendorf, Gemarkung Grefrath, Flur 39, Flurstück 720 tlw. als Gemeindestraße und Flur-
stück 720 tlw. als verkehrsberuhigte, niveaugleich ausgebaute Mischverkehrsfläche 

7) Brücke über die Niers Nr. 019 (in Höhe Langendonker Mühle, Verbindung der Wirtschafts-
wege Nr. 65 mit Nr. 139), Gemarkung Grefrath, Flur 40, Flurstück 417 tlw. und mit Zustim-
mung des Eigentümers Niersverband, Gemarkung Grefrath, Flur 40, Flurstück 420 tlw. sowie 
Gemarkung Oedt, Flur 2, Flurstück 713 tlw. als Geh/Radweg 

8) Brücke Nr. 03 über den Nierszweigkanal in Oedt (Verbindung auf der ehemaligen Bahntrasse 
von Oedt nach Süchteln), Gemarkung Oedt, Flur 15, Flurstücke 16, 45 tlw. als Geh/Radweg 

9) Fichtenstraße, Gemarkung Grefrath, Flur 37, Flurstück 188 als Gemeindestraße 
10) Tetendonk (Teilstück von Tetendonk Haus Nr. 92 bis Haus Nr. 127), Gemarkung Grefrath, 

Flur 33, Flurstücke 31 tlw., 22 als Gemeindestraße 
 
Pläne, die die gewidmeten Straßenflächen ausweisen, können im Bauamt, Rathaus Oedt, Zimmer 
2.7., Johannes-Girmes-Straße 21, während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
Die Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Düsseldorf, Bastionsstraße 39, 40213 Düsseldorf schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage kann auch in elektronischer 
Form eingereicht werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur versehen sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
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Falls die Frist von einem Monat durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden. 
 
Grefrath, den 26.06.2023 
Der Bürgermeister 
 
gez. Schumeckers 
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575/2023 Straßen- und Wegekonzept 

 
Der Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Grefrath hat in seiner Sitzung am 09.05.2023 das nach 
§ 8a KAG NRW aufzustellende Straßen- und Wegekonzept der Gemeinde Grefrath beschlossen.  
 
Das Konzept beinhaltet die voraussichtlich geplanten beitragsfreien Straßenunterhaltungsmaßnah-
men sowie die beabsichtigten beitragspflichtigen Straßenausbaumaßnahmen der nächsten 5 Jahre.  
 
Das Konzept wird hiermit veröffentlicht und ist ab sofort im Rathaus Oedt während der Öffnungszei-
ten einsehbar. Eine Veröffentlichung erfolgt auch auf der Internetseite der Gemeinde Grefrath unter 
der Rubrik Rathaus & Politik  Ortsrecht  Bereich Bauverwaltung. 
 
Die Veröffentlichung des Straßen- und Wegekonzeptes soll für mehr Transparenz sorgen und die be-
troffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte rechtzeitig über anstehende Baumaßnah-
men informieren.  
 
Grefrath, den 28.06.2023 
 
Der Bürgermeister 
gez. Schumeckers 
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Stadt Nettetal 
 

576/2023 Zustellung der Inverzugsetzungen zur Sicherung des Unterhaltes von 

Kindern 

 
An Herrn Patrick Sasnovskis, geb. am 05.08.1986 gerichtete Rechtswahrungsanzeige über die Gewäh-
rung von Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) vom 22.02.2023 kann nicht zuge-
stellt werden, da der Aufenthalt nicht ermittelt werden kann. 
 
Die Rechtswahrungsanzeige kann bei der Stadt Nettetal – Unterhaltsvorschusskasse -, Doerkesplatz 
11, im Raum Nr. 150, 41334 Nettetal, eingesehen werden. 
 
Sie gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt. 
 
Nettetal, 26.06.2023 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Heyer 
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577/2023 Bekanntmachung der Stadt Nettetal über die Aufstellung der Vor-

schlagsliste zur Wahl der Schöffen für die Amtszeit 2024 bis 2028 

 
Die vom Rat der Stadt Nettetal in seiner Sitzung vom 14.Juni 2023 beschlossene Vorschlagsliste zur 
Wahl der Schöffen für die Amtszeit vom 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2028 hängt gemäß § 36 
des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in der Zeit vom 07. Juli 2023 bis 15. Juli 2023 im Eingangsbe-
reich des Rathauses, Doerkesplatz 11 in Nettetal-Lobberich aus. 
Gemäß § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste bis zum 22.07.2023 schriftlich oder zur Niederschrift 
bei dem Bürgermeister der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, Bürgerservice Raum 101, 
Einspruch erhoben werden. 
Der Einspruch kann nur damit begründet werden, dass die in die Liste aufgenommenen Personen 
gemäß § 32 GVG nicht aufgenommen werden durften oder nach den §§ 33 und 34 GVG nicht aufge-
nommen werden sollten. 
Ferner können in die Vorschlagsliste aufgenommene Personen unter den Voraussetzungen des § 35 
GVG die Berufung zum Amt eines Schöffen ablehnen. 
 
Nettetal, den 30.06.2023 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Sibylle Opdenberg-Fleßer 
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578/2023 Bekanntmachung der Stadt Nettetal über die Aufstellung der Vor-

schlagsliste zur Wahl der Jugendschöffen für die Amtszeit 2024 bis 2028 

 
Die vom Jugendhilfeausschuss der Stadt Nettetal in seiner Sitzung vom 24. Mai 2023 beschlossene 
Vorschlagsliste zur Wahl der Jugendschöffen für die Jugendkammer des Landgerichts Krefeld und das 
Jugendschöffengericht Kempen für die Amtszeit vom 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2028 hängt 
gemäß § 35 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) in der Zeit vom 07. Juli 2023 bis 15. Juli 2023 im Ein-
gangsbereich des Rathauses, Doerkesplatz 11 in Nettetal-Lobberich aus. 
Gemäß § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste bis zum 22.07.2023 schriftlich oder zur Niederschrift 
bei dem Bürgermeister der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, Bürgerservice Raum 101, 
Einspruch erhoben werden. 
Der Einspruch kann nur damit begründet werden, dass die in die Liste aufgenommenen Personen 
gemäß § 32 GVG nicht aufgenommen werden durften oder nach den §§ 33 und 34 GVG nicht aufge-
nommen werden sollten. 
Ferner können in die Vorschlagsliste aufgenommene Personen unter den Voraussetzungen des § 35 
GVG die Berufung zum Amt eines Schöffen ablehnen. 
 
Nettetal, den 30.06.2023 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Sibylle Opdenberg-Fleßer 
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Stadt Tönisvorst 
 

579/2023 Öffentliche Bekanntmachung 

Bebauungsplan Tö-88 " Krefelder Straße/Mühlenstraße“, Stadtteil St. Tönis 

 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB und Bebauungsplan der Innenentwicklung 

im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
Beschluss der zweiten erneuten öffentlichen Auslegung des Planentwurfes 

Der Ausschuss für Stadtplanung, Regionalplanung und Infrastruktur der Stadt Tönisvorst hat am 
16.05.2023 in öffentlicher Sitzung den Beschluss zur zweiten erneuten öffentlichen Auslegung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Tö-88 „Krefelder Straße/Mühlenstraße“ als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) gefasst.  

Aufgrund von im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen 
wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Tö-88 „Krefelder Straße/Mühlenstraße“ im Süden 
zur Mühlenstraße hin verkleinert. Der geänderte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
mit einer Größe von ca. 4.171 m2 ist dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt zu entnehmen. 
Maßgeblich für die Abgrenzung ist der zeichnerische Teil des Bebauungsplanes. 

 
Abgrenzung des Bebauungsplanes Tö-88 "Krefelder Straße/Mühlenstraße“ (unmaßstäblich) 
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Ziele und Zwecke 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Tö-88 "Krefelder Straße/Mühlenstraße" überlagert einen 
Teilbereich des Bauzonen- und Baugestaltungsplanes Tö-2 C-D, welcher in diesem Teilbereich ent-
sprechend außer Kraft treten soll. Der Flächennutzungsplan stellt im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Tö-88 "Krefelder Straße/Mühlenstraße" ein Mischgebiet dar, sodass aufgrund des im Bebau-
ungsplan festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes eine Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
von Mischgebiet hin zu Wohnbaufläche erforderlich ist. Die Bezirksregierung Düsseldorf hat mit 
Schreiben vom 18.03.2023 das landesplanerische Einvernehmen erteilt und keine raumordnungs-
rechtlichen Bedenken gegen die Berichtigung des Flächennutzungsplanes geäußert. 

Der Bebauungsplan Tö-88 stellt eine Maßnahme der Innenentwicklung dar und bezieht sich auf die 
Vorlage Nr. 208/2019 zum Antrag nach § 24 GO NRW, der im Planungsausschuss am 10.09.2019 zur 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zwischen Mühlenstraße und Krefelder 
Straße behandelt wurde. Der Bebauungsplan soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 
13a BauGB aufgestellt werden und dazu dienen, den Neubau von 30 Wohneinheiten in vier Mehrfa-
milienhäusern zu realisieren und gleichzeitig die Erschließung abzusichern. 

Vor dem Hintergrund der Ausrufung des Klimanotstandes durch den Rat der Stadt Tönisvorst ist die 
Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen im Innenbereich der Neuversiegelung von Flächen im Au-
ßenbereich vorzuziehen. 

Gemäß § 1a BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei sind zur Ver-
ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten 
der Entwicklung der Stadt insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdich-
tung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das 
notwendige Maß zu begrenzen. 
 

Zweite erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfs 
Gemäß § 13a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 und § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB wird der Planentwurf 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Tö-88 "Krefelder Straße/Mühlenstraße" zusammen mit 
der Begründung und den Anlagen zum Bebauungsplan im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser 
Straße 8, Zimmer 2, in der Zeit  
von Freitag, den 14.07.2023, bis einschließlich Mittwoch, den 16.08.2023, 
während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr sowie Freitag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr) erneut öffentlich ausgelegt.  
 
 
Ansprechperson ist: 
Herr Frederik Neitzel, Telefon: 02156/999-407, E-Mail: Frederik.Neitzel@toenisvorst.de 
Innerhalb der Auslegungsfrist können Stellungnahmen schriftlich oder mündlich zur Niederschrift ab-
gegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können gemäß § 3 Abs. 2 und § 4a 
Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben.  
 
Der Inhalt dieser ortsüblichen Bekanntmachung sowie die oben genannten Entwurfsunterlagen wer-
den gemäß § 4a Abs. 4 BauGB ab Freitag, den 14.07.2023, unter folgender Adresse zusätzlich ins In-
ternet eingestellt: 



Nr. 19/2023 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 60 

https://www.toenisvorst.de/de/abt8/bauleitplanung/  
Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens. 
Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen von: 

- der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 
- der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-

fügbar sind, 
- der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB. 
- Das Monitoring nach § 4c BauGB ist nicht anzuwenden. 

Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wurde ge-
mäß § 13a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen.   
 
Tönisvorst, den 20.06.2023 
 
Der Bürgermeister  
 
gez. Leuchtenberg 
 
  

https://www.toenisvorst.de/de/abt8/bauleitplanung/
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Stadt Viersen 
 

580/2023 Öffentliche Zustellung 

 
Der an Frau Floarea Bocea, zuletzt wohnhaft Rheindahlener Str. 321, 41751 Viersen, gerichtete Ge-
bührenbescheid vom 25.05.2023 (Aktenzeichen: 22/24117) konnte nicht zugestellt werden, da der 
Aufenthaltsort des Empfängers unbekannt ist. Es erfolgt daher die öffentliche Zustellung im Amtsblatt 
des Kreises Viersen. 
 
Die Bescheide können bei der Stadt Viersen, Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz, Personal und 
Verwaltung, Zimmer V-I-03, Gerberstr.3, 41748 Viersen, eingesehen werden.  
 
Die Bescheide gelten zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zuge-
stellt. 
 
Viersen, den 21.06.2023 
 
Stadt Viersen 
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz 
- Personal und Verwaltung – 
Im Auftrag 
gez. Janßen 
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581/2023 Öffentliche Zustellung 

 
Der an Herrn Janusz Kuzminski, zuletzt wohnhaft ohne festen Wohnsitz in Viersen, gerichtete Gebüh-
renbescheid vom 22.06.2023 (Aktenzeichen: 23/31692) konnte nicht zugestellt werden, da der Auf-
enthaltsort des Empfängers unbekannt ist. Es erfolgt daher die öffentliche Zustellung im Amtsblatt 
des Kreises Viersen. 
 
Die Bescheide können bei der Stadt Viersen, Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz – Personal und 
Verwaltung -, Zimmer V-I-03, Gerberstr.3, 41748 Viersen, eingesehen werden.  
 
Die Bescheide gelten zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zuge-
stellt. 
 
Viersen, den 22.06.2023 
 
Stadt Viersen 
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz 
- Personal und Verwaltung – 
Im Auftrag 
gez. Janßen 
 
  



Nr. 19/2023 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 63 

582/2023 Öffentliche Zustellung eines Abfallentsorgungs- und Straßenreinigungs-

bescheids 

 
Der an die Erbengemeinschaft Ismail Nusrat, Bibi Parveen, Naveed Nasreen, Bibi Safia, Muhammad 
Ashraf, Erben des Muhammad Iqbal, Neelam, Iram u. Umer Gulzar u. Muhammad Ali, unter der zu-
letzt bekannten Anschrift Railway in PK-B-17258 Bangla-Mandi-Tehsil, gerichtete Abfallentsorgungs- 
und Straßenreinigungsbescheid, zum Grundstück Viersener Straße 89, 41751 Viersen, für den Zeit-
raum vom 01.01.2022-31.12.2022, der Stadt Viersen, Fachbereich 80 – Zentrale Bauverwaltung, Geo-
daten, Liegenschaft und Bodenordnung, Abteilung I – Zentrale Bauverwaltung, vom 27.01.2023, kann 
nicht zugestellt werden, da der Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist.  
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetztes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt.  
 
Der Abfallentsorgungs- und Straßenreinigungsbescheid kann nach vorheriger Terminabsprache bei 
der Stadt Viersen im Technischen Rathaus auf der Bahnhofsstraße 23-29, Raum 125, 41747 Viersen, 
eingesehen und in Empfang genommen werden.  
 
Der Bescheid gilt gemäß § 10 LZG NRW zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen als zugestellt. 
 
Viersen, den 28.06.2023  
 
Stadt Viersen  
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich 80 – Zentrale Bauverwaltung, Geodaten, Liegenschaften und Bodenordnung  
Abteilung I – Zentrale Bauverwaltung 
Im Auftrag 
gez. Rosenkranz 
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583/2023 Bekanntmachung der Wahlleiterin der Stadt Viersen über die Ersatzbe-

stimmung für ein verstorbenes Ratsmitglied 

 
Herr Hans Garth ist am 19.06.2023 verstorben. 
 
Für ihn wird aus der Reserveliste der Partei Alternative für Deutschland (AfD) Herr Klaus Baehren, 
41751 Viersen als Nachfolger in die Vertretung nachrücken. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats vom Tage der Veröffentlichung ab Einspruch 
bei der Bürgermeisterin als Wahlleiterin, Rathausmarkt 1, 41747 Viersen, eingelegt werden. 
 
 
Viersen, den 20.06.2023 
 
Die Bürgermeisterin 
als Wahlleiterin 
 
gez. 
Anemüller 
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Stadt Willich 
 

584/2023 Jahresabschluss des Abwasserbetriebs der Stadt Willich zum 31.12.2022 

 
Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) vom 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644) in der derzeit gültigen Fassung wird der Jahresabschluss hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.  
  
Der Rat der Stadt Willich hat in seiner Sitzung am 13.06.2023 beschlossen, den Jahresüberschuss in 
Höhe von 1.709.161,91 Euro in voller Höhe an den städtischen Haushalt auszuschütten und hiervon 
einen Teilbetrag in Höhe von 849.722,27 Euro unverzüglich als Wiedereinlage der Allgemeinen Rück-
lage des Abwasserbetriebes der Stadt Willich zuzuführen. Der darüber hinausgehende Teilbetrag in 
Höhe von 859.439,64 Euro verbleibt als Teilausschüttung im städtischen Haushalt.  
  
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 werden ab dem Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung bis zur Erstellung des folgenden Jahresabschlusses in 47877 Willich, Rothweg 
2, zur Einsichtnahme zur Verfügung gehalten.  
 
Willich, den 20.06.2023    Abwasserbetrieb der Stadt Willich   

 
gez. Ostermann  
Betriebsleiter 
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Geschäftsbericht 
 

zum 
 

31.12.2022 
 
 
 

Abwasserbetrieb der Stadt Willich –ABW– 
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Anhang zum 31. Dezember 2022 

 

1. Erläuterungsbericht zur Bilanz und zur Ergebnisrechnung 

 

1.1 Allgemeine Angaben 

 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht des Abwasserbetriebes der Stadt Willich für das Wirtschafts-

jahr 2022 wurden nach den gesetzlichen Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) i.V.m. den Vorschriften des Neuen Kommunalen Finanzmanage-

ments (NKF) aufgestellt. 

 

1.2 Gliederung, Ausweis von Pflichtangaben, 

      Bilanzierungs- und  Bewertungsmethoden 

 

1.2.1 Gliederung 

 

Die Gliederung der Bilanz und der Ergebnisrechnung entspricht den Vorschriften der Kommunalhaus-

haltsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW). 

 

1.2.2 Ausweis von Pflichtangaben 

 

Soweit das Wahlrecht besteht, eine Pflichtangabe entweder in der Bilanz bzw. der Ergebnisrechnung 

oder im Anhang zu machen, ist das Wahlrecht überwiegend dahingehend ausgeübt worden, die An-

gabe im Anhang zu berücksichtigen. 

 

1.2.3 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entsprechenden den  Vorschriften des 

NKF. Soweit Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte bestehen, wird deren Ausübung nachstehend 

bei den einzelnen Posten der Bilanz erläutert. 
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1.3 Erläuterungen zur Bilanz - Aktiva 

 

1.3.1 - Anlagevermögen - 

 

Die Entwicklung des Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr 2022 ist aus dem diesem Jahresabschluss 

als Anlage beigefügten Anlagennachweis zu ersehen. 

 

Immaterielle Vermögensgegenstände 

Die Position umfasst Software bzw. Softwarelizenzen speziell für den Abwasserbetrieb. Erworbene 

immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten angesetzt und, sofern sie einer 

Abnutzung unterliegen, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 

 

Sachanlagen 

Das Sachanlagevermögen wird zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um planmä-

ßige Abschreibungen, angesetzt. Sämtliche Vermögensgegenstände werden linear unter Berücksich-

tigung der betrieblichen Nutzungsdauer abgeschrieben. 

 

 

1.3.2 - Umlaufvermögen - 

 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen und die sonstigen Vermögensgegenstände werden zum Nennwert ausgewiesen. Sie 

beinhalten im Wesentlichen ein an die Grundstücksgesellschaft der Stadt Willich mbH gewährtes 

kurzfristiges Liquiditätsdarlehen, Forderungen aus Entwässerungsgebühren, aus Kanalanschlussbei-

trägen sowie Stundungszinsen und Säumniszuschläge. 
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Forderungsspiegel 

 
 

 

Die Forderungen gegen den privaten Bereich beinhalten ein Liquiditätsdarlehen an die Grundstücks-

gesellschaft der Stadt Willich mbH in Höhe von TEUR 1.000, welches verzinslich bis Februar 2023 zur 

Verfügung gestellt wird. 

 

Liquide Mittel 

Dieser Posten stellt die im Einflussbereich des Abwasserbetriebes stehenden liquiden Mittel zum 

31.12.2022 dar. Sie werden zum Nennwert ausgewiesen. 

 

1.3.3 - Aktive Rechnungsabgrenzung - 

 

Unter dieser Position sind sämtliche vor dem Bilanzstichtag geleisteten Ausgaben ausgewiesen, so-

weit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach dem Stichtag darstellen. Dazu zählen die Zahlungen 

an Beamte des Abwasserbetriebes für den Monat Januar 2023, deren Zahlung bereits im Dezember 

2022 veranlasst wurde. 
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1.4 Erläuterungen zur Bilanz - Passiva 
 
1.4.1 - Eigenkapital - 

 

Das Stammkapital beträgt gemäß § 11 der Betriebssatzung EUR 8.000.000,00. 

Das bilanzielle Eigenkapital hat sich wie folgt entwickelt: 

 

 
 
1.4.2 - Sonderposten - 

 

Gemäß § 44 Abs. 5 KomHVO NRW sind Beiträge für Kanalanschlüsse als Sonderposten auf der Passiv-

seite der Bilanz anzusetzen und über die Nutzungsdauer des Anlagegegenstandes ertragswirksam 

aufzulösen. 

 

In den Sonderposten für den Gebührenausgleich gemäß § 44 Abs. 6 KomHVO sind Überdeckungen im 

Bereich der kostenrechnenden Einrichtungen Abwasser und Entsorgung Kleinkläranlagen zu erfassen 

und bei Inanspruchnahme der Überdeckung in Folgejahren ertragswirksam aufzulösen. 

 

Die sonstigen Sonderposten werden gebildet bei der Übernahme von Abwasseranlagen, die im Rah-

men von Erschließungsverträgen von Dritten hergestellt werden. Sie werden analog den Sonderpos-

ten für Beiträge über die Nutzungsdauer des Anlagengegenstands ertragswirksam aufgelöst. 
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1.4.3 - Rückstellungen – 

 

Die sonstigen Rückstellungen umfassen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten 

und werden in Höhe der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbe-

trag gebildet. Im Einzelnen handelt es sich hierbei um die Rückstellungen für Überstunden und Rest-

urlaub, interne und externe Jahresabschlusskosten sowie ausstehende Eingangsrechnungen und den 

negativen Marktwert eines Zinsswapgeschäftes. Schließlich ist für die unter Vorbehalt der Nachprü-

fung veranlagten Schmutzwassergebühren 2022 vor dem Hintergrund neuer Rechtsprechungsgrund-

sätze zum Ansatz der kalkulatorischen Kosten und der noch nicht eindeutig geklärten Frage der Be-

rücksichtigung des § 6 des Kommunalabgabengesetztes NRW eine Rückstellung gebildet worden. 

 

Die Rückstellungen haben sich wie folgt entwickelt: 
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1.4.4 - Verbindlichkeiten – 

 

Der Verbindlichkeitenspiegel gibt eine detaillierte Übersicht über den Stand und die Restlaufzeiten 

der Verbindlichkeiten wieder. Die Verbindlichkeiten werden zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 

 

Verbindlichkeitenspiegel 

 

 
Zur Absicherung gegen das Risiko steigender Zinsen (Zahlungsstromänderungsrisiko) aus drei laufen-
den Darlehensverträgen mit variablen Zinsen bestehen zum Bilanzstichtag zwei Zinsaustauschge-
schäfte (SWAP) mit der Commerzbank AG, aus dem der Abwasserbetrieb der Stadt Willich variable 
Zinsen erhält und einen festen Zinssatz zahlt. Dieser Zinssatz beträgt 3,99% bzw. 3,78% per anno. Die 
SWAPs und die Darlehen sind zu einer Bewertungseinheit in Form von Portfolio-Hedges zusammen-
gefasst. Die in die Sicherungsbeziehung einbezogenen Darlehen weisen zum Bilanzstichtag eine Rest-
valuta von EUR 2.838.936,51 auf. Die Zinsabsicherung zwischen den SWAPs und den Grundgeschäften 
ist vollständig, da die Zinssätze, Bezugsgrößen und Zahlungszeitpunkte deckungsgleich sind (sog. cri-
tical terms match-Methode).  
 
 
Der Einsatz der Zinssicherungsgeschäfte erfolgt durch die Stadt (Kämmerei) im Rahmen des Kredit-
managements der Stadt. 
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1.5 Erläuterungen zur Gesamtergebnisrechnung 

 

Im Berichtsjahr 2022 konnten öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte in Höhe von EUR 13.160.775,10 

erzielt werden. Verringert wurde die Ergebnisposition allerdings durch Bildung einer Rückstellung 

i.H.v. EUR 1.190.000 für mögliche Rückerstattungen erhobener Schmutzwassergebühren (s. Lagebe-

richt). Die Einnahmen basieren auf der vom Rat der Stadt Willich beschlossenen Entwässerungssat-

zung, der Entwässerungsgebührensatzung, der Satzung über die Entsorgung von Kleinkläranlagen und 

abflusslosen Gruben sowie der Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen sowie den 

Kostenersatz für Haus- und Grundstücksanschlüssen.  

 

Die Einnahmeentwicklung der Entwässerungsgebühren stellt sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt 

dar: 

 

Weitere wichtige öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte stellen die Erträge aus der Auflösung der 

Sonderposten für Beiträge in Höhe von EUR 728.653,54 dar.  

 

Aus dem Sonderposten für Gebührenüberdeckungen wurden insgesamt lediglich EUR 76,39 aufgelöst 

und EUR 122,77 zugeführt. Das Ergebnis hat sich entsprechend erhöht. Die Auflösung und Zuführung 

betreffen jeweils den Gebührenbereich Kleinkläranlage.  

 

Neben den öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten wurden im Jahr 2022 auch privatrechtliche Leis-

tungsentgelte in Höhe von insgesamt EUR 303.311,12 erzielt.  

 

Unter der Position Kostenerstattungen und Kostenumlagen wird die Erstattung für die Straßenober-

flächenentwässerung zusammengefasst. Die Stadt Willich zahlt hierfür EUR 1.800.000,00. 

 

 
Die Säumniszuschläge und Erträge aus der Auflösung des sonstigen Sonderpostens finden sich bei den 

sonstigen ordentlichen Erträgen wieder. 
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Die Personalaufwendungen für das Berichtsjahr 2022 sowie die zahlenmäßige Entwicklung des durch-

schnittlich in Vollzeit beschäftigten Personals stellt sich wie folgt dar: 

 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen beinhalten u.a. Aufwendungen für die Unterhal-

tung des sonstigen unbeweglichen Anlagevermögens sowie der Einrichtungen und Geräte, die Kana-

lzustandserfassung, die Unterhaltung der Grünanlagen, die Reinigung der Kanäle und Senken, die Ka-

nalsanierungen inkl. der TV-Untersuchungen, die Bewirtschaftung der Gebäude, die Unternehmer-

vergütung für die Entsorgung der abflusslosen Gruben, die elektronische Datenverarbeitung und die 

Explosionsschadendokumentation der Pumpstationen. Ferner wird hier die Kostenerstattung an die 

Wasserversorgung Willich GmbH für die Ermittlung des Wasserverbrauchs im Rahmen der Berech-

nung der Abwassergebühren verbucht. 

 

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, deren 

Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind um planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die bilanziellen 

Abschreibungen werden zum Bilanzstichtag 31.12.2022 mit EUR 2.318.765,28 ausgewiesen. 

 

In den Transferaufwendungen sind Umlagen für die Wasser- und Bodenverbände ausgewiesen. Diese 

sogenannten Verbandslasten werden nach den Grundsätzen der Gebührenermittlung erhoben.  

 

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen betreffen im Wesentlichen die Verwaltungskostenerstat-

tung und die Umlage der Geschäftsaufwendungen für die Stadt Willich, Sachverständigen- und Bera-
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terkosten sowie andere Verwaltungskosten. Auch werden hier die Aufwendungen für die Wartung 

des Betriebssoftwaresystems HydroDat verbucht.  

 

Die Finanzerträge in Höhe von EUR 4.375 betreffen das der Grundstücksgesellschaft der Stadt Willich 

mbH zur Verfügung gestellte Darlehen in Höhe von TEUR 2.000, welches zum 31.12.2022 vertragsge-

mäß zur Hälfte bereits getilgt war. Die Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen belaufen sich auf 

EUR 472.335,92. Davon betreffen EUR 351.333,33 Zinsen für Kredite aus Investitionen und EUR 

121.002,59 aus Zahlungen für Zinssicherungsgeschäfte. 

 

1.6 Erläuterungen zur Gesamtfinanzrechnung 

 

Zur Finanzierung der Investitionen wurden im Berichtsjahr Kanalanschlussbeiträge in Höhe von TEUR 

111 vereinnahmt.  

 

Demgegenüber wurden Zahlungen in Höhe von TEUR 4.373 für Baumaßnahmen sowie TEUR 260 für 

bewegliches Anlagevermögen geleistet.  

 

Die Ausgaben führten zum einen zur Aktivierung von im Berichtsjahr fertiggestellten Anlagen (TEUR 

409) und zum anderen zu Zugängen bei den (noch nicht fertig gestellten) Anlagen im Bau.  

 

Im Wesentlichen verteilten sich die Aktivierungen auf folgende Maßnahmen: Kanal Bruchstraße 

(TEUR 170), Kanalsanierungen (TEUR 106) und den Erwerb von Maschinen und Geräten (TEUR 110). 

 

Im Jahr 2022 erfolgten Tilgungsleistungen für Investitionsdarlehen in Höhe von TEUR 1.696.  

 

Die Finanzrechnung des Wirtschaftsjahres 2022 schließt mit einem Stand der liquiden Mittel von 

TEUR 2.282 und weicht um EUR 9.273 von dem Bestand in der Bilanz ab. Die Differenz beruht auf vier 

Ertragsbuchungen, die erst im Folgejahr als Zahlungsfluss in der Buchhaltung des Abwasserbetriebes 

erfasst wurden 

 

2. Sonstige Angaben 

 



Nr. 19/2023 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 80 

Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Vermerkpflichtige Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen im Sinne von § 45 

Abs. 2 KomHVO NRW bestanden zum Abschlussstichtag nicht. 

 

3. Organe des Abwasserbetriebes 

 

a) Betriebsleitung 

Betriebsleiter war bis zum 31. August 2022 Herr Andreas Hans. Herr Marc Ostermann war in diesem 

Zeitraum Stellvertreter der Betriebsleitung. Ab dem 1. September 2022 ist Herr Ostermann Betriebs-

leiter. 

 

b) Aufwendungen für die Organe  

Die Aufwendungen für die Betriebsleitung werden entsprechend ihres prozentualen Beschäftigungs-

anteils für den Abwasserbetrieb berechnet.  

 

Für die Betriebsleitung ergibt sich bis zum 31. August 2022 ein AK-Anteil von 26%, ab dem 1. Septem-

ber 2022 ein AK-Anteil von 100%. Im Wirtschaftsjahr 2022 wurden Gesamtbezüge in Höhe von EUR 

85.626,22 (brutto) gezahlt.  

 

Die Mitglieder des Betriebsausschusses erhalten Aufwandsentschädigungen bzw. Sitzungsgelder ge-

mäß der Hauptsatzung der Stadt Willich, die entsprechend der gesamten Ratstätigkeit von der Stadt 

Willich gezahlt werden. Eine gesonderte Entschädigung wird durch den Betrieb nicht gezahlt. 

 

 

6. Ergebnisverwendungsvorschlag 

 

Der Jahresüberschuss 2022 beläuft sich auf EUR 1.709.161,91.  

 

Der Betriebsleiter schlägt vor, den Jahresüberschuss in Höhe von EUR 1.709.161,91 in voller Höhe an 

den städtischen Haushalt auszuschütten und hiervon einen Teilbetrag in Höhe von EUR 849.722,27 

unverzüglich als Wiedereinlage der Allgemeinen Rücklage des Abwasserbetriebes der Stadt Willich 

zuzuführen. Demgemäß verbleibt der darüber hinausgehende Teilbetrag in Höhe von EUR 859.439,64 

als Teilausschüttung im städtischen Haushalt. 
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Willich, den 04.05.2023 

 

Abwasserbetrieb der Stadt Willich 

Die Betriebsleitung 

 

gez. Marc Ostermann 
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585/2023 Öffentliche Zustellung Schreiben Stadt Willich / Vollstreckung – Herrn 

Daniil Makarenko 

 
Das an Herrn Daniil Makarenko zuletzt wohnhaft: Neubuschweg 2 in 47877 Willich, z.Zt. unbekannten 
Aufenthalts, gerichtete Schreiben der Stadtkasse Willich als Vollstreckungsbehörde vom 28.06.2023, 
Geschäftszeichen VLST28116686/0015, wird gemäß §§ 1 u. 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW. 
S. 94) i.V.m. § 4 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalen Ortsrecht 
(BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV.NRW. S. 516) in der jeweils geltenden Fassung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt.  
 
Das genannte Dokument liegt beim Geschäftsbereich III/8 der Stadt Willich, Zentrale Finanzen, Stadt-
kasse als Vollstreckungsbehörde, Am Schwarzen Pfuhl, Hauptstraße 150 in 47877 Willich, werktags, 
außer samstags, in der Zeit von 09:00 Uhr bis 10:30 Uhr zur Abholung bereit. Um vorherige telefoni-
sche Terminabsprache wird gebeten. Es gilt zwei Wochen nach dieser Bekanntmachung als zugestellt. 
Auskunft erteilt: Frau Lackmann Telefon: 02154/949-196 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in 
Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Willich, den 28.06.2023 
 
Stadt Willich 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. 
Wolfgang Greuel 
Leiter der Vollstreckungsbehörde 
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586/2023 Öffentliche Zustellung eines Bescheides des Teams Steuern und Gebüh-

ren 

 
Ein Bescheid gemäß § 191 in Verbindung mit § 69 Abgabenordnung vom 29.06.2023 für folgende 
Person: 
 
Herr Redwan Hamyd, zuletzt bekannte Adresse Friedrich-Karl-Straße 51, 46045 Oberhausen für die 
Vergnügungs- und Gewerbesteuer der ABC Willich 1 UG (hb) i. L., zuletzt bekannte Adresse Hoch-
straße 74, 47877 Willich - Kassenzeichen 01195118.0/0510 und 01153392.2/0200 
 
wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfol-
gen. 
 
Der vorgenannte Bescheid kann im Geschäftsbereich Zentrale Finanzen, Hauptstraße 6,  
47877 Willich-Neersen, Vorwerk I, Zimmer 13, eingesehen werden. Um vorherige telefonische Ter-
minabsprache wird gebeten. 
 
Der Bescheid gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt. 
 
Willich, den 29.06.2023       Der Bürgermeister 
          Im Auftrag 
          gez. Attinger 
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Sonstige 
 

587/2023 Schwalmtalwerke AöR: Bekanntmachung Jahresabschluss 2022 
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588/2023 Satzung der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts 

über die Höhe der Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung für das 

Jahr 2020 

vom 22.06.2023 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), in Kraft getreten am 26. April 2022 und am 01. Januar 2023 in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 1 Ziffer 2 und Abs. 3 der Unternehmenssatzung für die Anstalt des öffentlichen 
Rechts „Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 15.12.2010 (veröffentlicht im Amts-
blatt des Kreises Viersen vom 23.12.2010), in der Fassung der 4. Änderungssatzung vom 12.12.2019 
(veröffentlicht im Amtsblatt des Kreises Viersen vom 19.12.2019), sowie der §§ 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW.S.712), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. NRW. S. 233), in Kraft getreten 
mit Wirkung vom 1. Juni 2022 sowie der §§ 2 und 9 ff. des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Januar 2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. August 
2018 (BGBl. I S. 1327) und der §§ 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54 und 98 des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 (GV. NRW.S.926/SGV NRW 77)), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1470), in Kraft getreten am 29. Dezember 2021 und der Satzung der 
Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts über die Beseitigung von Abwasser, die Erhebung 
von Abwassergebühren, den Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse und die Entsorgung des Inhal-
tes von Grundstücksentwässerungsanlagen –Abwasserbeseitigungssatzung/Abws - vom 18. März 
2015 in Fassung der 2. Änderungssatzung vom 12. Dezember 2019 (veröffentlich im Amtsblatt des 
Kreises Viersen vom 19. Dezember 2019) hat der Verwaltungsrat der Schwalmtalwerke Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) in seiner Sitzung am 13. Juni 2023 folgende Satzung über die Höhe der 
Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung beschlossen:  
 
 

§ 1 
 
Die Gebühr für die Beseitigung von Schmutzwasser beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2020 2,59 Euro. 
 
 

§ 2 
 
Die Gebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt je qm 
 
- für das Kalenderjahr 2020 1,73 Euro. 
 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18493&vd_back=N376&sg=0&menu=1
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§ 3 

 
Die Gebühr für die Entsorgung von Abwasser aus wasserdichten (abflusslosen) Gruben beträgt je 
cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2020 11,66 Euro. 
 
 

§ 4 
 

Die Gebühr für die Entsorgung von Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2020 28,85 Euro. 
 
 

§ 5 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.Januar 2020 in Kraft. Die Satzung der Schwalmtalwerke An-
stalt des öffentlichen Rechts über die Höhe der Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung 
vom 12. Dezember 2019 tritt gleichzeitig außer Kraft. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
HINWEIS 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Schwalmtalwerke AöR vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Schwalmtal, den 22. Juni 2023 
 
                         gez.  
           -  Andreas Gisbertz -  

Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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589/2023 Satzung der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts 

über die Höhe der Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung für das 

Jahr 2021 

vom 22.06.2023 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), in Kraft getreten am 26. April 2022 und am 01. Januar 2023 in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 1 Ziffer 2 und Abs. 3 der Unternehmenssatzung für die Anstalt des öffentlichen 
Rechts „Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 15.12.2010 (veröffentlicht im Amts-
blatt des Kreises Viersen vom 23.12.2010), in der Fassung der 4. Änderungssatzung vom 12.12.2019 
(veröffentlicht im Amtsblatt des Kreises Viersen vom 19.12.2019), sowie der §§ 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW.S.712), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. NRW. S. 233), in Kraft getreten 
mit Wirkung vom 1. Juni 2022 sowie der §§ 2 und 9 ff. des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Januar 2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. August 
2018 (BGBl. I S. 1327) und der §§ 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54 und 98 des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 (GV. NRW.S.926/SGV NRW 77)), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1470), in Kraft getreten am 29. Dezember 2021 und der Satzung der 
Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts über die Beseitigung von Abwasser, die Erhebung 
von Abwassergebühren, den Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse und die Entsorgung des Inhal-
tes von Grundstücksentwässerungsanlagen –Abwasserbeseitigungssatzung/Abws - vom 18. März 
2015 in Fassung der 2. Änderungssatzung vom 12. Dezember 2019 (veröffentlich im Amtsblatt des 
Kreises Viersen vom 19. Dezember 2019) hat der Verwaltungsrat der Schwalmtalwerke Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) in seiner Sitzung am 13. Juni 2023 folgende Satzung über die Höhe der 
Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung beschlossen:  
 
 

§ 1 
 
Die Gebühr für die Beseitigung von Schmutzwasser beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2021 2,82 Euro. 
 
 

§ 2 
 
Die Gebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt je qm 
 
- für das Kalenderjahr 2021 1,79 Euro. 
 
 

§ 3 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18493&vd_back=N376&sg=0&menu=1
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Die Gebühr für die Entsorgung von Abwasser aus wasserdichten (abflusslosen) Gruben beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2021 13,09 Euro. 
 
 

§ 4 
 
Die Gebühr für die Entsorgung von Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2021 33,24 Euro. 
 
 

§ 5 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.Januar 2021 in Kraft. Die Satzung der Schwalmtalwerke An-
stalt des öffentlichen Rechts über die Höhe der Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung 
vom 15. Dezember 2020 tritt gleichzeitig außer Kraft. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
HINWEIS 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Schwalmtalwerke AöR vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Schwalmtal, den 22. Juni 2023 
 
                         
                         gez.  
           -  Andreas Gisbertz -  

Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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